
BayStVollzG: Art. 201 Besondere Kategorien personenbezogener Daten, Schutz der Daten

Art. 201  Besondere Kategorien personenbezogener Daten, Schutz der Daten 
 
(1) 1Personenbezogene Daten, die

1.  Ärzten, Zahnärzten oder Angehörigen eines solchen Heilberufs, der für die Berufsausübung oder die 
Führung der Berufsbezeichnung eine staatlich geregelte Ausbildung erfordert,

 
2.  Berufspsychologen mit staatlich anerkannter wissenschaftlicher Abschlussprüfung,

 
3.  staatlich anerkannten Sozialarbeitern oder staatlich anerkannten Sozialpädagogen

 
von Gefangenen als Geheimnis anvertraut oder über Gefangene sonst bekannt geworden sind, unterliegen 
auch gegenüber der Anstalt der Schweigepflicht. 2Die in Satz 1 genannten Personen haben sich gegenüber 
dem Anstaltsleiter oder der Anstaltsleiterin zu offenbaren, soweit dies für die Aufgabenerfüllung der Anstalt 
oder zur Abwehr von erheblichen Gefahren für Leib oder Leben der Gefangenen oder Dritter erforderlich ist. 
3Der Arzt oder die Ärztin ist zur Offenbarung ihm oder ihr im Rahmen der allgemeinen Gesundheitsfürsorge 
bekannt gewordener Geheimnisse befugt, soweit dies für die Aufgabenerfüllung der Anstalt unerlässlich 
oder zur Abwehr von erheblichen Gefahren für Leib oder Leben der Gefangenen oder Dritter erforderlich ist. 
4Sonstige Offenbarungsbefugnisse, insbesondere nach einer Entbindung von der Schweigepflicht, bleiben 
unberührt. 5Die Gefangenen sind vor der Erhebung über die nach den Sätzen 2 und 3 bestehenden 
Offenbarungsbefugnisse zu unterrichten.

(2) 1Die nach Abs. 1 offenbarten Daten dürfen nur für den Zweck, für den sie offenbart wurden oder für den 
eine Offenbarung zulässig gewesen wäre, und nur unter denselben Voraussetzungen verarbeitet oder 
genutzt werden, unter denen eine in Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 genannte Person selbst hierzu befugt wäre. 
2Der Anstaltsleiter oder die Anstaltsleiterin kann unter diesen Voraussetzungen die unmittelbare 
Offenbarung gegenüber bestimmten Anstaltsbediensteten allgemein zulassen. 3Warnhinweise, die keinen 
Rückschluss auf konkrete Erkrankungen zulassen, sind zulässig, soweit dies zur Abwehr von erheblichen 
Gefahren für Leib oder Leben der Gefangenen oder Dritter erforderlich ist.

(3) Sofern Ärzte oder Psychologen außerhalb des Vollzugs mit der Untersuchung oder Behandlung 
Gefangener beauftragt werden, gilt Abs. 1 entsprechend mit der Maßgabe, dass die beauftragte Person 
auch zur Unterrichtung der in der Anstalt mit der entsprechenden Behandlung betrauten Person befugt ist.

(4) 1Im Übrigen ist die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten im Sinn des Art. 9 
Abs. 1 DSGVO zulässig,

1.  soweit andernfalls die Erfüllung vollzuglicher Aufgaben gefährdet oder wesentlich erschwert ist,
 
2.  zur Abwehr von Gefahren für ein bedeutendes Rechtsgut,

 
3.  wenn dies für Maßnahmen der Strafverfolgung und -vollstreckung, der Gerichtshilfe, 
Jugendgerichtshilfe, Bewährungshilfe oder Führungsaufsicht sowie für Entscheidungen in Gnadensachen 
erforderlich ist,

 
4.  wenn die betroffene Person der Datenverarbeitung zugestimmt hat und die Daten nur für den Zweck 
verarbeitet werden, zu dem die Zustimmung erteilt wurde,

 
5.  wenn die betroffene Person sie bereits offensichtlich öffentlich gemacht hat,

 
6.  wenn dies zu Zwecken der Eigensicherung erforderlich ist oder

 
7.  soweit dies für die in Art. 197 Abs. 4a und Art. 204 Abs. 4 genannten Zwecke erforderlich ist.

 



2Solche Daten sollen besonders gekennzeichnet und der Zugriff darauf besonders ausgestaltet werden, 
wenn und soweit dies der Schutz der betroffenen Personen erfordert. 3Vor Erteilung der Zustimmung nach 
Satz 1 Nr. 4 ist die betroffene Person über den Zweck der Verarbeitung sowie darüber aufzuklären, dass sie 
die Zustimmung verweigern sowie jederzeit widerrufen kann; die Zustimmung ist zu dokumentieren. 
4Gesundheits- und Therapieakten sind getrennt von anderen Unterlagen zu führen und besonders zu 
sichern.

(5) Andere personenbezogene Daten über die Gefangenen dürfen vorbehaltlich abweichender Regelung 
innerhalb der Anstalt allgemein kenntlich gemacht werden, soweit dies für ein geordnetes Zusammenleben 
in der Anstalt erforderlich ist.


